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D
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R
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U
nabhängig. 0bjektiv. W

irksam
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D
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G
Z

 302.2521001-544/11

E
ntw

urf einer V
ereinbarung 

gem
äß

 A
rt. 15a B

-V
G

 zw
ischen

dem
 B

und und den Ländern über eine T
ransparenzdatenbank

S
ehr geehrte D

am
en und H

erren,

der R
echnungshof dankt für den m

it S
chreiben vom

 24. A
ugust 2O

I7,
G

Z
 B

M
F

-111000/00o3-IIl3l2o11, überm
ittelten E

ntw
urf einer V

ereinbarung gem
äß

A
rt. 15a B

-V
G

 zw
ischen dem

 B
und und den Ländern über eine T

ransparenzdatenbank
und nim

m
t hiezu im

 R
ahm

en des B
egutachtungsverfahrens aus der S

icht der R
echnungs-

und G
ebarungskontrolle w

ie folgt S
tellung, w

obei der S
tellungnahm

e eine Z
usam

m
en-

fassung der angesprochenen P
unkte vorangestellt w

ird:

7, 
Z

U
S

A
M

M
E

N
F

A
S

S
U

N
G

7.7 
A

llgem
eines

D
ie nunm

ehr im
 E

ntw
urf vorliegende V

ereinbarung sieht vor, dass die V
ertrags-

parteien - der B
und und die Länder - ,,gem

einsam
 eine T

ransparenzdatenbank ein-
zurichten und ein T

ransparenzportal zu betreiben" und soll so gew
ährleisten, dass (auch)

die Leistungen von Ländern und G
em

einden in die T
ransparenzdatenbank einbezogen

w
erden. D

am
it soll die G

rundlage für ein Inform
ationsverbundsystem

 des B
undes, der

Länder und w
eiterer S

tellen hinsichtlich der von diesen ausbezahlten öffentlichen M
ittel

geschaffen w
erden.

D
er R

echnungshof erachtet diese Z
ielsetzungen insofern als positiv, als die m

it der
E

inrichtung der T
ransparenzdatenbank intendierte um

fassende, transparente und

l)Y
ll 00640?5
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übersichtliche D
arstellung von Leistungen aus öflentlichen M

itteln die E
inbeziehung von

Leistungen der Länder und G
em

einden voraussetzt.

E
r w

eist.jedoch kritisch darauf hin, dass

einige B
estim

m
ungen des nunm

ehrigen E
ntw

urfs und des T
ransparenzdatenbank-

gesetzes (T
D

B
G

) nicht deckungsgleich sind bzw
. einander w

idersprechen, - so sind
etw

a die B
egriffe der Leistung und der F

örderung im
 V

ereinbarungsentw
urf enger

gefasst als im
 T

D
B

G
 - und die E

rläuterungen diesbezüglich nichts N
äheres aus-

führen,

w
esentliche K

ritikpunkte, die bereits zum
 E

ntw
urf des T

D
B

G
 geäuß

ert w
urden,

auch gegenüber dem
 nunm

ehrigen V
ereinbarungsentw

urf 
vorzubringen sind,

w
obei insbesondere darauf hinzuw

eisen ist, dass

Leistungen w
eiterhin nicht projektbezogen erfasst w

erden sollen,

m
ehrfache F

örderungen derselben P
roj ekte unter denselben G

esichtpunkten
daher nicht ausgeschlossen w

erden können, w
eshalb auch

eine gesam
thafte ,,S

teuerung" 
des F

örderungsw
esens w

eiterhin nicht m
öglich

sein kann, da eine E
rfassung öffentlicher F

örderm
ittel erst nach deren A

us-
zahlung erfolgen soll, und

Leistungen an G
ebietskörperschaften (2.B

. bei dem
 B

ereich S
portförderung

oder bei M
itteln für die S

iedlungsw
asserw

iftschaft) w
eiterhin nicht in die

T
ransparenzdatenbank aufgenom

m
en w

erden sollen.

Z
u der im

 E
ntw

urf vorgesehenen D
atenerfassung ist kritisch darauf hinzuw

eisen,

dass nach dem
 überm

ittelten E
ntw

urf vorerst lediglich Leistungen aufgrund der
bundesw

eiten B
edarfsorientierten 

M
indestsicherung, sow

ie in einer zw
eiten P

hase

Leistungen im
 B

ereich ,,F
am

ilien, B
ehindertensport, S

port- und F
reizeitein-

richtungen, S
portförderung, 

T
ourism

useinrichtungen 
und T

ourism
usfbrdentng",

erfasst w
erden sollen,

dass - nach einer E
valuierung der V

ereinbarung im
 vierten Jahr nach ihrem

Inkrafttreten - eine voìlständige W
irksam

keit der im
 E

ntw
urf vorgesehenen

gebietskörperschaftsübergreifenden T
ransparenzdatenbank durch E

rfassung

säm
tlicher übrigen (nicht in ,,S

tufe eins und zw
ei" abgedeckten) Leistungen erst

für 2O
17 vorgesehen sein soll,
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. 
w

obei abschließ
end darauf hinzuw

eisen ist, dass zw
ar eine E

rfassung der D
aten

i.S
.d. geltenden T

D
B

G
 ab 2011 vorgesehen ist, eine gesam

thafte A
bfrage säm

t*

licher D
aten jedoch erst ab 2017 m

öglich sein w
ürde.

1.2 
T

ransparenzdatenbankgesetz des B
undes

A
m

 1. Jänner 2011 ist das T
ransparenzdatenbankgesetz 

des B
undes (T

D
B

G
) in K

raft
getreten. D

er R
echnungshof hat in seiner S

tellungnahm
e vom

 29. S
eptem

ber 2010 zum
E

ntw
urf dieses - in der F

olge im
 W

esentlichen unverändert beschlossenen - B
undes-

gesetzes kritisch insbesondere darauf hingew
iesen, dass

r 
auf die gem

eldeten D
aten nur der Leistungsem

pfänger selbst, nicht aber die
F

örderungsstellen Z
ugriff haben,

¡ 
keine P

rojektdaten (w
ie z.B

. B
eschreibung, S

tandort, K
osten, A

ngabe zu w
eiteren

beantragten F
örderungen hinsichtlich 

dieses P
rojekts) erfasst w

erden,

o 
lediglich Leistungen des B

undes, nicht aber jene der Länder und G
em

einden er-

fasst w
erden sollen, w

obei für letztere erst künftig nach A
bschluss von V

erein-
barungen gem

äß
 A

rt. 15a B
-V

G
 entsprechende R

egelungen gelten sollen,

. 
die A

ufnahm
e der F

örderungen in die D
atenbank erst nach der A

uszahlung der
F

örderungsm
ittel 

erfolgt, die D
atenbank daher für die K

oordinierung der F
örde-

rungsstellen im
 F

örderungsprozess nicht eingesetzt w
erden kann,

o 
Leistungen an G

ebietskörperschaften entsprechend 
der D

efinition der Leistungs-
em

pfänger nicht zu erfassen sind und dem
nach F

örderungsm
ittel 

an G
em

einden

nicht enthalten sind,

o 
und aus diesen G

ründen die für eine F
örderungsdatenbank intendierten Z

iel-
setzungen w

eitestgehend nicht erreicht w
erden können.

D
a einige dieser K

ritikpunkte auch im
 nunm

ehr vorliegenden E
ntw

urf nicht berück-
sichtigt w

orden sind, w
eist der R

echnungshof w
eiter kritisch darauf hin, dass

o 
w

eiterhin keine E
rfassung von P

rojektdaten (w
ie z.B

. B
eschreibung, S

tandort,

K
osten, A

ngabe zu w
eiteren beantragten F

örderungen hinsichtlich 
dieses P

rojekts)

vorgesehen ist,

o 
die A

ufnahm
e der F

örderungen in die D
atenbank erst nach der A

uszahlung der
F

örderungsm
ittel erfolgt, die D

atenbank daher für die K
oordinierung der F

örde-

rungsstellen im
 F

örderungsprozess 
nicht eingesetzt w

erden kann, sow
ie
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w
eiterhin Leistungen an G

ebietskörperschaften 
in der T

ransparenzdatenbank nicht
zu erfassen sind,

und som
it w

esentliche E
rfordernisse der effizienten und effektiven G

estaltung
einer gebietskörperschaftsübergreifenden 

F
örderungsdatenbank w

eiterhin nicht
erfüllt sind.

N
äheres zur G

estaltung der T
ransparenzdaten-

bank gem
äß

 dem
 vorliegenden V

ereinbarungs-
entw

urf

1.3.1 D
ìvergenzen zw

ischen dem
 T

D
B

G
 und dem

V
erein baru ngsentw

urf

D
er R

echnungshof bem
erkt positiv, dass

der vorliegende V
ereinbarungsentw

urf 
anders als das T

D
B

G
, B

G
B

I. I N
r. 109/2010,

nicht nur den Leistungsem
pfänger selbst zu A

bfragen berechtigt, sondern darüber
hinaus A

bfragenberechtigungen 
durch - gesetzlich zu erm

ächtigende - ,,abfrage-
berechtigte S

tellen" zu Ü
berprüfungszw

ecken vorsieht, und seine diesbezügliche
K

ritik zum
 T

D
B

G
 daher aufgegriffen w

urde.

D
er R

echnungshof w
eist jedoch kritisch darauf hin, dass zw

ischen dem
 bereits geltenden

T
D

B
G

 und dem
 vorliegenden V

ereinbarungsentw
urf in w

esentlichen P
unkten inhaltliche

D
ivergenzen bestehen. D

iesbezüglich ist beispielsw
eise darauf hinzuw

eisen, dass

die B
egriffe der Leistung und der F

örderung im
 V

ereinbarungisentw
urf 

enger
gefasst sind als im

 T
D

B
G

, dies insbesondere deshalb, w
eil w

eder E
rsparnisse aus

begünstigten H
aftungsentgelten 

und verbilligten F
rem

dkapitalzinsen 
noch S

ach-

leistungen erfasst sind,

der V
ereinbarungsentw

urf eine um
fassende A

bfrage über das T
ransparenzportal

erst nach einem
 m

ehr als fünfiährigen R
ealisierungszeitraum

, näm
lich frühestens

ab 1. Jänner 2017 vorsieht, w
ährend nach dem

 T
D

B
G

 bereits im
 Jahr 2011 er-

brachte Leistungen zu erfässen sind,

U
nklarheit besteht, ob und w

ie die U
bereinstim

m
ung zw

ischen den divergierenden
B

estim
m

ungen hergestellt w
erden soll.
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1.3.2 W
eitere F

eststettungen 
zum

 V
ereinbarungsentw

urf

D
er R

echnungshof 
w

eist kritisch darauf hin, dass

o 
Leistungen an G

ebietskörperschaften 
- ebenso w

ie nach dem
 geltenden

T
D

B
G

 - nicht zu erfassen sind,

. 
w

eiterhin keine P
rojektdaten (w

ie z.B
. B

eschreibung, S
tandort, K

osten, A
ngabe zu

w
eiteren beantragten F

örderungen) erfasst w
erden sollen,

¡ 
die A

ufnahm
e der F

örderungen in die D
atenbank ebenso w

ie nach dem
 T

D
B

G
 erst

nach der A
uszahlung der F

örderungsm
ittel 

erfolgen soll, w
eshalb die D

atenbank

daher für die K
oordinierung der F

örderungsstellen im
 F

örderungsprozess nicht
eingesetzt w

erden kann,

. 
deshalb die für ein effizientes und effektives F

örderungsw
esen 

erforderlichen
Z

ielsetzungen einer F
örderungsdatenbank (siehe dazu A

bschnitt 3. dieser S
tellung-

nahm
e) durch die vorgeschlagene 

V
ereinbarung nicht erreicht w

erden kann, und
letztlich

o 
nicht klargestellt ist, w

ie sichergestellt w
erden soll, dass Leistungen, die in die

G
esetzgebungskom

petenz 
einer G

ebietskörperschaft fallen, j edoch von einer
anderen G

ebietskörperschaft tatsächlich ausbezahlt w
erden, auch zeitgerecht und

vollständig in der T
ransparenzdatenbank erfasst w

erden.

Z
ur D

arstellung der F
inanziellen A

usw
irkungen der vorgeschlagenen M

aß
nahm

en ist
abschließ

end festzuhalten, dass

o 
die E

rläuterungen keine A
ngaben zu den m

it der E
rrichtung einer T

ransparenz-

datenbank i.S
.d. E

ntw
urfs verbundenen K

osten erhält,

. 
die ,,K

ostentragung" gem
äß

 A
rt. n 

der V
ereinbarung ,,im

 R
ahm

en des F
inanz-

ausgleichs" geregelt w
erden soll,

¡ 
in den E

rläutem
ngen nicht dargestellt w

ird, ob eine K
osten-N

utzen-A
bw

ägung 
des

V
orhabens erfolgt ist, bzw

.

. 
w

elcher konkrete finanzielle (oder bew
ertbare) N

utzen für die leistenden S
tellen

den voraussichtlichen 
K

osten der T
ransparenzdatenbank - ausgehend von der

konkret vorgeschlagenen gesetzlichen A
usgestaltung - gegenübersteht,
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o 
die finanziellen A

usw
irkungen der beabsichtigten V

ereinbarung auf die beteiligten
G

ebietskörperschaften 
nicht dargestellt w

erden.

2. 
U

N
T

E
R

S
C

H
IE

D
E

 
Z

W
IS

C
H

E
N

 
D

E
M

 V
E

R
E

IN
B

A
R

U
N

G
S

-

E
N

T
W

U
R

F
 U

N
D

 D
E

M
 G

E
LT

E
N

D
E

N
 T

R
A

N
S

P
A

R
E

N
Z

-

D
A

T
E

N
B

A
N

K
G

E
S

E
T

Z

2.7 
A

tlgem
eines

D
ie E

rläuterungen nehm
en auf das V

erhältnis zw
ischen dem

 vorliegenden V
erein-

barungsentw
urf 

und dem
 bereits seit 1. Jänner 2011 geltenden T

ransparenzdatenbank-
gesetz des B

undes (T
D

B
G

), B
G

B
I. I N

r. 109/2010, nicht B
ezug, obw

ohl sich in m
ehreren

P
unkten D

ivergenzen ergeben. D
iese betreffen insbesondere die B

erechtigungzur A
bfrage

aus der T
ransparenzdatenbank, die D

efînition der Leistung und der F
örderung sow

ie den
R

ealisierungszeitraum
. Im

 E
inzelnen ist zu diesen D

ivergenzen w
ie folgt auszuführen:

2.2 
Z

utässigkeit von A
bfragen durch

abfrageberechtigte S
tetlen

G
em

äß
 S

 2 T
D

B
G

 soll nur der Leistungsem
pfänger selbst zur A

bfrage aus dem
 T

rans-
parenzportal berechtigt sein. A

rt. 2 A
bs. 2 Z

 4 des V
ereinbarungsentw

urfs 
sieht hingegen

vor, dass das T
ransparenzportal (auch) den abfrageberechtigten S

tellen zur A
bfrage von

D
aten im

 R
ahm

en des Ü
berprüfungszw

ecks dient.

Indem
 der V

ereinbarungsentw
urf nunm

ehr - im
 G

egensatz zum
 T

D
B

G
 - die A

bfrage
nicht bloß

 durch die Leistungsem
pflänger 

selbst, sondern (auch) durch ,,abfrageberechtigte
S

tellen" erm
öglicht, soll für die B

ehörden die M
öglichkeit geschaffen w

erden,

D
oppelfordem

ngen 
und eine nicht gerechtfertigte Inanspruchnahm

e zu überprüfen,
aufzudecken und zu verhindern.

D
iese Z

iele könnten jedoch nur erreicht w
erden, w

enn das T
D

B
G

 des B
undes dem

 V
er-

einbarungsentw
urf angepasst und ebenfalls eine A

bfrage durch abfrageberechtigte S
tellen

vorgesehen w
ürde.

2,3 
U

nterschiedliche D
efinition der Leistung

A
yt.7 A

bs. 1 des V
ereinbarungsentw

urfs 
enthält eine abschließ

ende D
efinition der

Leistungen im
 S

inne der vorliegenden V
ereinbarung. 

N
ach dieser B

estim
m

ung sind
Leistungen im

 S
inne dieser V

ereinbarungZ
ahlungen 

aus folgenden Leistungsarten:

1. 
S

ozialversicherungsleistungen, R
uhe- und V

ersorgun$sbezü$e;

2. 
E

rtragssteuerliche E
rsparnisse;
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3. 
F

örderungen;

4. 
T

ransferzahlungen.

S
 B

 A
bs. 1 des T

D
B

G
 sieht hingegen vor, dass als Leistungen gelten:

1. 
S

ozialversicherungsleistungen, R
uhe- und V

ersorgungsbezü$e;

2. 
E

rtragsteuerliche E
rsparnisse;

3. 
F

örderungen;

4. 
T

ransferzahlungen;

5. 
E

rsparnisse aus begünstigten H
aftungsentgelten und verbilligten

F
rem

dkapitalzinsen und

6. 
S

achleistungen.

D
ie Leistungsdefinition im

 V
ereinbarungsentw

urf 
erfasst im

 G
egensatz zujener im

 T
D

B
G

w
eder E

rsparnisse aus begünstigten H
aftungsentgelten und verbilligten F

rem
dkapital-

zinsen noch S
achleistungen.

Insbesondere begünstigte H
aftungsentgelte und verbilligtes F

rem
dkapital erfüllen aus

E
U

-S
icht einen eindeutigen F

ördertatbestand m
it w

ettbew
erbsverzerrenden W

irkungen.
E

s handelt sich überdies um
 in der P

raxis häufig gew
ährte F

örderungen. E
s ist daher

sachlich nicht zu rechtfertigen, 
dass begünstigte H

aftungsentgelte und verbilligtes
F

rem
dkapital - abw

eichend vom
 T

D
B

G
 - nicht vom

 Leistungsbegriff 
erfasst w

erden

sollen.

E
s kann auch nicht nachvollzogen w

erden, w
arum

 vom
 V

ereinbarungsentw
urf - im

G
egensatz zum

 T
D

B
G

 - S
achleistungen nicht erfasst w

erden. Z
w

ar ist die in S
 14

A
bs. 2 T

D
B

G
 vorgesehene B

erechnungsw
eise 

für K
opfquoten w

enig aussagekräftig
(siehe dazu P

kt. 3.9 der S
tellungnahm

e des R
echnungshofes 

zum
 E

ntw
urf des T

D
B

G
 vom

29. S
eptem

ber 2010, G
Z

 3O
2.r24lO

O
I-5A

4lrO
 - 19/sN

-189/M
E

). 
E

s fehlen jedoch

nachvollziehbare A
usführungen, 

w
arum

 nunm
ehr für den B

ereich der Länder von der
D

arstellung der S
achleistungen gänzlich A

bstand genom
m

en w
erden sollte.

D
er R

echnungshof regt daher an, die Leistungsdelinition in der beabsichtigten V
erein-

barung.jener im
 T

D
B

G
 anzugleichen.

2.4 
U

nterschiedtiche D
efinitionderF

örderung

S
 11A

bs. IZ
2 

des T
D

B
G

 zàhltzu den F
örderungen (auch) E

innahm
enverzichte 

zu

Lasten öffentlicher M
ittel, die einer natürlichen oder juristischen P

erson für eine von
dieser in ihrer E

igenschaft als T
rägerin von P

rivatrechten erbrachte Leistung, an der ein
öffentliches Interesse besteht, durch A

usnahm
eregelungen von den allgem

einen ab-
gabenrechllichen B

estim
m

ungen gew
äht1 w

urden.
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D
es W

eiteren enthält das T
D

B
G

 eine nicht-taxative A
ufzählung von F

örderungen, die
gem

äß
 S

 1l A
bs. 3 Z

 4 auch,,Leistungsabgeltungen im
 öffentlichen Interesse" w

ie Ö
pU

f
(Ö

sterreichisches P
rogram

m
 für eine um

w
eltgerechte und den natürlichen R

aum

schützende Landw
ift schaft) um

fasst.

Im
 vorliegende V

ereinbarungsentw
urf 

(A
rt. 10) w

erden F
örderungen als Z

ahlungen aus
öffentlichen M

itteln definiert, die einem
 Leistungsem

pfänger für eine von diesem
 er-

brachte oder beabsichtigte Leistung, an der ein öffentliches Interesse besteht, gew
ährt

w
erden, ohne dafür unm

ittelbar eine angem
essene geldw

erte G
egenleistung zu erhalten.

V
on dieser D

efinition sind keine E
innahm

enverzichte erfasst. E
benso fehlt eine beispiel-

hafte A
ufzählung von F

örderungen, die ,,Leistungsabgeltungen im
 öffentlichen Interesse"

w
ie Ö

P
U

L erfasst.

D
ie D

efinition der F
örderungen in A

rt. 10 des V
ereinbarungsentw

urfs 
ist solcherart enger

als jene in S
 11 des T

D
B

G
, zum

al sie ausschließ
lich direkte F

örderungen in F
orm

 von
Z

ahlungen, nicht hingegen indirekte F
örderungen in F

orm
 von E

innahm
enverzichten

erfasst.

In den E
rläuterungen w

ird nicht nachvollziehbar 
dargestellt, w

arum
 indirekte F

örde-
rungen nicht erfasst w

erden sollen. D
ies insbesondere unter dem

 G
esichtspunkt, dass

ertragssteuerliche 
E

rsparnisse sehr w
ohl über das T

ransparenzportal abrufbar sein sollen
(siehe A

rt. 9 des V
ereinbarungsentw

urfs).

N
ach A

nsicht des R
echnungshofes 

sollten auch F
örderungen in F

orm
 von E

innahm
en-

verzichten von der T
ransparenzdatenbank erfasst w

erden, zum
al kein sachlicher G

rund
für die D

ifferenzierung erkennbar ist. D
er vorliegende V

ereinbarungsentw
urf sollte in

diesem
 S

inn abgeänderl w
erden.

U
nterschiedlicher Z

eitplan für die der
E

inrichtung der D
atenbank

D
as T

D
B

G
 sieht vor, dass die M

itteilungen von Leistungen, die das K
alenderjahr 2011

betreffen, bis 31. D
ezem

ber 2oI1 zu erfolgen haben (S
 29 A

bs.3 T
D

B
G

). B
is zu diesem

Z
eitpunkt hat auch die B

ew
ertung der das Jahr 2011 betreffenden S

achleistungen 
zu

erfolgen (S
 29 A

bs. 4 T
D

B
G

). D
ie T

ransparenzportalabfrage durch den Leistungs-
em

pfänger soll dann m
öglich sein, w

enn das B
undesland seines W

ohnsitzes ,,stim
tliche

uon dem
 auf der A

rt. 15a B
-V

G
-V

ereinbarung beruhenden Landesgesetz 
um

fasste

Leistung en üb erm
itt elf' hat.

Im
 G

egensatz dazu sieht der vorliegende V
ereinbarungsentw

urf eine stufenw
eise U

m
-

setzung in drei P
hasen (ein Jahr, zw

ei Jahre bzw
. fünf Jahre nach Inkrafttreten der V

er-
einbarung) vor. E

rst in der für 2O
I7 geplanten P

hase 3 w
ird eine A

usw
eitung auf alle

Leistungen aus öffentlichen M
itteln erfolgen und die A

bfrage hinsichtlich aller ab dem

2.5
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1. Jänner 2017 erbrachten Leistungen m
öglich sein. Z

unächst könnten keine D
aten über

F
örderungen, sondern lediglich - voraussichtlich 

ab 31. D
ezem

ber 2O
I2 - D

aten über

die bundesw
eite B

edarfsorientierle M
indestsicherung abgefragt w

erden. E
rst in der

zw
eiten S

tufe könnten F
örderungen abgefragt w

erden, dies jedoch beschränkt auf
w

enige Leistungsgruppen (F
am

ilie, S
port und T

ourism
us). D

ie m
it der T

ransparenz-

datenbank und dem
 T

ransparenzportal verfblgten Z
iele könnten solcherart frühestens m

it
Jänner 2O

I7 - hinsichtlich aller ab diesem
 Z

eitpunkt erbrachten Leistungen - erreicht
w

erden.

N
ach den B

estim
m

ungen des T
D

B
G

 w
ären dem

nach bereits im
 Jahr 2011 erbrachte

Leistungen zu erfassen, obw
ohl nach den B

estim
m

ungen des vorliegenden V
erein-

barungsentw
urfs eine säm

tliche S
achgebiete um

fassende A
bfragem

öglichkeit frühestens
im

 Jänner 2O
I7 fur die ab dem

 1. Jänner 2O
I7 erbrachten Leistungen bestünde. E

s kann
solcherart nicht nachvollzogen w

erden, w
elchem

 Z
w

eck die im
 T

D
B

G
 vorgeschriebene

vollständige E
rfassung von im

 Jahr 2011 (und in den F
olgejahren) erbrachten Leistungen

dienen sollte.

Ü
berdies steht der im

 V
ereinbarungsentw

urf 
vorgesehene lange R

ealisierungszeitraum

dem
 B

estreben, m
öglichst rasch eine um

fassende, transparente und übersichtliche D
ar-

stellung von Leistungen âus öffentlichen M
itteln zu erlangen, entgegen.

3.1

U
M

S
E

T
Z

U
N

G
 V

O
N

 E
M

P
F

E
H

LU
N

G
E

N
 Z

U
M

röR
oT

R
uT

G
S

W
E

S
E

N

E
m

pfehlungen des R
echnungshofes

D
er R

echnungshof em
pfahl m

ehrfach die E
inrichtung einer alle G

ebietskörperschaften

um
fassenden F

örderdatenbank. D
iesbezüglich ist insbesondere auf die im

 B
ericht

R
eihe B

und 2O
O

5113, S
eite 35ff, ,,Ö

ffentliche F
örderungen" enthaltenen F

eststellungen

und E
m

pfehlungen zum
 B

ereich des F
örderungsw

esens 
zu verw

eisen. N
ach diesen und

w
eiteren E

m
pfehlungen 

des R
echnungshofes 

ist darauf hinzuw
eisen,

dass eine alle G
ebietskörperschaflen um

fassende F
örderdatenbank eingerichtet

w
erden sollte (vgl. nur bspw

. R
eihe P

ositionen 2O
o9l1, ,,V

elw
altungsreform

 
II",

lfd. N
r. 227;R

eihe B
und 2O

I1l4,,,K
lim

a- und E
nergiefonds", T

Z
 19.2, R

eihe

B
und 2O

O
B

|4,,,F
rauenförderung", T

Z
 13; sow

ie R
eihe B

und 2O
O

5l9,,,E
rfassung

fo rschun gs rel evanter D
 aten (F

 ö rd erungsdatenb ank en)" T
Z

 2 ;

dass M
ehrfachförderungen innerhalb einer G

ebietskörperschaft und durch andere
G

ebietskörperschaften system
atisch erhoben - und dadurch verm

ieden - w
erden

sollten (vgl. hiezu T
Z

 (11) des B
erichts R

eihe B
und 2o}5l13);

3.
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dass F
örderungen grundsätzlich auch projektbezogen erfasst w

erden sollten, um
parallele F

örderaktionen für den gleichen G
egenstand zu verm

eiden, sow
ie

dass bei E
rrichtung entsprechender D

atenbanken nach einer vorangehenden
K

osten-N
utzen-U

ntersuchung 
eine m

öglichst efflziente und kostengünstige
IT

-Lösung zu w
ählen (vgl. etw

a T
Z

 I3.4 des B
erichts R

eihe B
und 2O

O
B

|4) w
äre.

P
roblem

analyse in der A
rbeitsgruppe zur

V
erw

attungsreform

D
er R

echnungshof hat gem
einsam

 m
it den E

xperten in der A
rbeitsgruppe zur V

er-
w

altungsreform
 - unter anderem

 - eine P
roblem

analyse zur E
ffizienz des F

örderungs-
w

esens sow
ie die A

nforderungen an eine G
ebietskörperschaften 

übergreifende F
örde-

rungsdatenbank vorgelegt. D
ie E

ckpunkte dieser P
roblem

analyse lauten w
ie folgt:

Institutionelle V
ielfalt und U

nüberschaubarkeit der F
örderungslandschaft (betrifft

A
nzahl von F

örderungsstellen; V
ielzahl von F

örderungsrichtlinien; überschnei-
dende F

örderungsbereiche 
innerhalb und zw

ischen den G
ebietskötperschaften;

Intransparenz des F
örderungssystem

s)

A
usrichtung und S

teuerung (betrifft fehlende G
esam

tstrategie für das F
örderungs-

w
esen; keine G

esam
tanalyse des F

örderungssystem
s; 

fehlende konkrete V
orgaben

und quantifizierte F
örderungsziele; fehlende F

örderungsschw
erpunkte; Input-

betrachtung (bereitgestellte F
örderungsm

ittel) 
statt W

irkungsorientierung (aus-
gelöste E

ffekte))

K
oordinierung und A

bstim
m

ung der F
örderungen (betrifT

t m
angelnde A

bstim
-

m
ung von F

örderungszielen, F
örderungsschw

erpunkten und E
inzelförderungs-

m
aß

nahm
en innerhalb und zw

ischen den G
ebietskörperschaften; fehlender

G
esam

tüberblick über die für einen A
ufgabenbereich, für ein P

rojekt oder an einen
F

örderungsem
pfänger insgesam

t gew
ährten öffentlichen M

itteì; S
cheitern einer

gebietskörperschaftsübergreifenden 
D

 atenbanklösung)

F
örderungsentscheidung (betrifft fehlende G

rundlagen für die F
örderungsentschei-

dung (2.8. unzureichende P
rojektbeschreibung, unklare G

esam
tfìnanzierung, feh-

lender Ü
berbtick über G

esam
tgebarung) ; fehlende B

edarfsprüfung, m
angelnde

B
edarfsorientierung 

und unzureichende E
igenleistungen; fehlende B

eurteilungs-
kriterien, m

angeìnde T
ransparenz und D

okum
entation der F

örderungsentschei-
dung)

F
örderungsverfahren und F

örderungsverträge (betrifft O
ptim

ierungsm
öglichkeiten

bei V
erfahrensabläufen; 

G
estaltung von F

örderungsverträgen 
(2.8. hinsichtlich der

Z
w

eckw
idm

ung))

3.2

(1)

(2)

(3)

(4)

(5)
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K
ontrolle und E

valuierung (betrifft K
ontrolle der E

ndabrechnung und der A
uf-

lagen; E
valuierung der W

irkungen von F
örderungen)

V
erw

altungsaufw
and 

(betrifft T
ransaktionskosten der öffentlichen H

and und beim
F

örderungsw
erber; M

issverhältnis zw
ischen F

örderungseffekt und Inf-orm
ations-

und V
erw

altungsaufiruand; fehlendes B
enchm

arking zum
 A

dm
inistrativaufw

and)

D
iese D

okum
ente sind im

 V
olltext auf der W

ebsite des R
echnungshofes unter dem

 Link
http ://w

w
w

. rechnungshof. gv. at/aktuelles/ansicht/detail/ 
effi zientes-

foerderungsw
esen.htm

l abrufbar.

3.3 
K

onkrete A
nforderungen 

an eine
F

örderungsdaten ban k

E
ine vom

 R
echnungshofvorgeschlagene 

F
örderungsdatenbank sollte daher insbesondere

im
 E

inzelfall eine A
bstim

m
ung zw

ischen den F
örderungsstellen erm

öglichen und
D

 opp el förderungen verm
eiden,

eine verbesserte D
atenlage für die S

teuerung und gebietskörperschaftenüber-
greifende A

bstim
m

ung von F
örderungsprogram

m
en sicherstellen,

die B
eurteilungsm

öglichkeit von W
irkungen der F

örderun$sm
aß

nahm
en ver-

bessern (siehe dazu insbesondere den B
ericht zur E

rfassung forschungsrelevanter

D
aten - F

örderungsdatenbanken, R
eihe B

und 2O
O

5l9,T
Z

 5.2 und A
bs. 1 und 2 der

S
chlussbem

erkungen 
in T

Z
 2I).

Z
ielerreichung durch den konkreten

V
ereinbarungsentw

urf

D
er R

echnungshof begrüß
t die m

it dem
 vorliegenden V

ereinbarungsentw
urf 

verfolgte
Z

ielsetzung, die Leistungen von Ländern und G
em

einden in die T
ransparenzdatenbank

einzubeziehen, und die G
rundlage für ein Inform

ationsverbundsystem
 

des B
undes, der

Länder und der leistenden S
tellen zu schaffen. D

adurch w
ird die G

rundlage für die vom
R

echnungshof em
pfohlene gebietskörperschaftsübergreifende D

atenbank geschaffen.

D
er P

roblem
analyse der E

xpertengruppe und den unter c. dargestellten A
nforderungen

w
ird jedoch insofern nicht entsprochen, als keine D

aten von geftirderten P
rojekten

erfasst w
erden. D

er R
echnungshof w

eist darauf hin, dass auch die E
rfassung von

P
rojektdaten 

(siehe P
unkt 3. und 4. der P

roblem
analyse) eine w

esentliche G
rundlage für

die F
örderungsentscheidung darstellen sollte. G

em
äß

 A
rt. 16 des E

ntw
urfs soll die

M
eldung einer leistenden S

telle an die B
R

Z
 G

m
bH

 (insbesondere) eine B
ezeichnung des

Leistungsem
pfángers (bei natürlichen P

ersonen unter V
erw

endung der vbP
K

), den B
etrag

3.4
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der Leistung, die R
echtsgrundlage, 

den Z
eitpunkt oder den Z

eitraum
, für den die Leistung

ausgezahlt w
ird, und w

eitere D
aten enthalten. E

s ist jedoch nicht vorgesehen, 
dass pro-

jektbezogene D
aten w

ie z.B
. B

eschreibung, S
tandort, K

osten, A
ngabe zu w

eiteren für
dieses P

rojekt beantragten F
örderungen in dieser M

eldung enthalten sind.

E
benso ist festzuhalten, dass Leistungen an G

ebietskörperschaften - entsprechend der
D

efinition der Leistungsem
pfänger in A

rt. 6 A
bs. 2 des E

ntw
urfs - nicht zu erfassen

sind. D
a dem

nach auch an G
em

einden ausbezahlte F
örderungsm

ittel nicht enthalten sind,
w

ird nach A
nsicht des R

echnungshofes 
die A

ussagekraft sachbezogener oder regionaler
A

usw
ertungen 

(2.8. bei der S
portförderung oder bei M

itteln für die S
iedlungsw

asser-

w
irtschaft) eingeschränkt.

D
ie P

roblem
analyse der E

xpertengruppe hält fest, dass für ein effizientes F
örderungs-

w
esen ein G

esam
tüberblick über die für einen A

ufgabenbereich, für ein P
rojekt oder

einen F
örderungsem

pflänger 
insgesam

t gew
ährten öffentlichen M

ittel erforderlich ist, um
F

örderungsziele und F
örderungsschw

erpunkte innerhalb und zw
ischen den G

ebiets-

körperschaften abzustim
m

en (siehe P
kt. 3 der P

roblem
analyse).

N
ach dem

 vorliegenden V
ereinbarungsentw

urf 
sind indirekte F

örderungen in F
orm

 von
E

innahm
enverzichten aus der D

efinition des Leistungsbegriffs ausgenom
m

en und
daher w

eder m
itzuteilen und in der T

ransparenzdatenbank zu verarbeiten. D
asselbe gilt

aufgrund des im
 V

ergleich zum
 T

D
B

G
 engeren Leistungsbegriff 

auch für E
rsparnisse aus

begünstigten H
aftungsentgelten und verbilligten F

rem
dkapitalzinsen sow

ie für S
ach-

leistungen. A
uf G

rundlage des vorliegenden V
ereinbarungsentw

urfs 
ist ein G

esam
t-

überblick über die in einem
 bestim

m
ten A

ufgabengebiet eingesetzten öffentlichen M
ittel

dem
nach nicht gew

ährleistet.

Ü
berdies w

erden die - gem
äß

 den E
rläuterungen zu A

rt. S
 des V

ereinbarungsent-
w

urfs - auf dem
 Lohnzettel (des V

orjahres) beruhenden E
inkom

m
ensdaten in vielen

F
ällen nicht aktuell genug sei, um

 eine F
örderw

ürdigkeit zu belegen, w
enn um

 eine
F

örderung oder T
ransferleistung 

angesucht w
ird. A

uch der in A
rt. 9 vorgesehene A

usw
eis

ertragssteuerlichen E
rsparnisse (2.8. S

teuerbefreiungen oder die begünstigte B
esteuerung

bestim
m

ter E
innahm

en) w
ird in der R

egel nicht ausreichen, um
 das V

orliegen von
D

oppelförderungen zu beurteilen, zum
al die A

rbeitnehm
erveranlagung fünf Jahre

rückw
irkend beantragt w

erden kann.

D
a als Leistungsem

pfänger gem
äß

 A
rt. 6 des E

ntw
urfs (natürliche und juristische)

P
ersonen gelten, sobald sie eine Leistung erhalten haben, und eine A

ufnahm
e der

F
örderungen in die D

atenbank erst nach der A
uszahlung der F

örderungsm
ittel

erfolgen soll, kann die D
atenbank nach A

nsicht des R
echnungshof'es w

eder für eine
K

oordinierung der F
örderungsstellen im

 F
örderungsprozess 

noch für eine N
utzung im

F
örderungsw

orkflow
 eingesetzt w

erden.
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A
uch aus diesen G

ründen w
ird die Z

ielsetzung, näm
lich ein G

esam
tüberblick über die

eingesetzten öffentlichen M
ittel im

 Z
eitpunkt der F

örderentscheidung, nicht erreicht.

D
ie m

it der T
ransparenzdatenbank 

verfolgten Z
iele - w

ie z.B
. A

nalyse von Leistungen
und vorhandenen D

oppelförderungen - können m
it dem

 vorliegenden E
ntw

urf dem
nach

nur unvollständig um
gesetzt w

erden.

D
er R

echnungshof w
eist auch an dieser S

telle darauf hin, dass in den E
rläuterungen nicht

dargestellt w
ird, w

elcher konkrete finanzielle (oder bew
ertbare) N

utzen für die leistenden
S

tellen den voraussichtlichen K
osten der T

ransparenzdatenbank - ausgehend von der
konkret vorgeschlagenen gesetzlichen A

usgestaltung - gegenübersteht. D
ie em

pfohlene
K

osten-N
utzen-U

ntersuchung 
kann den E

rläuterungen dem
nach nicht entnom

m
en

w
erden.Z

U
 E

IN
Z

E
LN

E
N

 P
U

N
K

T
E

N
 D

E
R

 V
O

R
G

E
S

C
H

LA
G

E
N

E
N

R
E

G
E

LU
N

G
E

N

Z
uA

rt. 1-G
rundsätze

G
em

äß
 Z

 1 des V
ereinbarungsentw

urfs 
stellen die P

arteien im
 R

ahm
en ihrer jew

eiligen

G
esetzgebungskom

petenz 
sicher, dass die zur E

rreichung der in A
rt. 3 genannten Z

w
ecke

erforderlichen D
aten in der vorgesehenen einheitlichen K

ategorisierung zur V
erfügung

gestellt w
erden. D

am
it w

ird ausschließ
lich auf die K

om
petenz zur E

rlassung der dies-
bezüglichen gesetzlichen A

nordnungen abgestellt. E
s bleibt hingegen unklar, w

ie der zur
G

esetzgebung zuständige R
echtsträger sicherstellen soll, dass Leistungen, die zw

ar in
seine G

esetzgebungskom
petenz fallen, jedoch von anderen R

echtsträgern erbracht
w

erden, auch tatsächlich zeitgerecht und vollständig in der T
ransparenzdatenbank

erfasst w
erden. D

ies betrifft z.B
. die in den E

rläuterungen angeführte Z
ahlung einer

G
em

einde anlässlich der G
eburt eines K

indes, deren E
rfassung gem

äß
 A

rt. 10 A
bs. 

1

Z
 13 B

-V
G

 vom
 B

und als zuständigem
 M

ateriengesetzgeber 
sicherzustellen w

äre. N
ach

A
nsicht des R

echnungshofes 
w

äre in der V
ereinbarung 

selbst oder in den E
rläuterungen

klarzustellen, w
ie in solchen F

ällen die V
ollständigkeit der bereitgestellten D

aten gew
ähr-

leistet bzw
. überprüft w

erden kann.

7u A
rt.2 - T

ransparenzdatenbank und
T

ransparenzportal

D
ie T

ransparenzdatenbank soll der D
atenverw

endung und das T
ransparenzportal der

A
bfiage und D

arstellung der D
aten dienen. A

ls D
atenquellen dienen die bestehenden

D
atenbanken des B

M
F

, des H
auptverbandes der österreichischen S

ozialversicherungs-
träger und des A

M
S

. D
arüber hinaus können.jene D

aten abgefragt w
erden, die in der

T
ransparenzdatenbank selbst verarbeitet w

erden.

4.2
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D
ie abschließ

ende N
ennung von D

atenquellen sollte zugunsten einer offenen F
orm

u-

Iierung abgeändert w
erden, w

eil sich die B
ereitstellung auch über andere D

atenbanken

als effizient erw
eisen könnte (2.8. D

atenbanken anderer M
inisterien oder F

örderdaten-

banken der Länder) und daher nicht ausgeschlossen w
erden sollte.

4,3 
Z

u A
rt. 3 des E

ntw
urfs - Z

w
ecke

D
ie T

ransparenzdatenbank dient gem
äß

 A
bs. 1 Inform

ations-, N
achw

eis-,
S

teuerungs- und Ü
berprüfungszw

ecken. E
s sollte bei der F

orm
ulierung berücksichtigt

w
erden, dass sich der N

achw
eiszw

eck 
auch auf potentielle Leistungsem

pfänger bezieht,

die noch keine Leistung bezogen haben, und zw
ar zum

 N
achw

eis des (bisherigen)

N
ichtbezugs von Leistungen (vgl. in diesem

 Z
usam

m
enhang auch A

rt. 1B
 A

bs. 3 des
V

erei nb arun gs entw
urfs).

G
em

äß
 A

bs. 2 stellen die P
arteien einander zu S

teuerungszw
ecken lediglich aggregierte

und nicht personenbezogene D
aten zur V

erfügung. A
nzum

erken ist diesbezüglich jedoch,

dass nicht nur die K
ontrolle (Ü

berprüfungszw
eck), sondern auch die S

teuerung und A
b-

stim
m

ung von E
inzelförderungen personenbezogene D

aten erfordern w
ürde.

4.4 
Z

u A
rt. 5 - Leistende S

tetlen und
a bfrageberechtigte S

tellen

E
ine leistende S

telle ist gem
äß

 A
rt. 5 A

bs. 2 des V
ereinbarungsentw

urfs 
nur dann ab-

frageberechtigt, w
enn sie durch G

esetz zur V
erw

endung von D
aten über das T

ransparenz-
portal erm

ächtigt w
ird. N

ach den E
rläuterungen zu A

rt. 5 des V
ereinbarungsentw

urfs

obliegt die A
bw

ägung, inw
iew

eit der D
atenzugriff durch eine bestim

m
te E

inrichtung für
die E

rreichung eines der in A
rt. 3 genannten Z

w
ecke geeignet erforderlich und zw

eck-

m
äß

ig ist, dem
 G

esetzgeber (gem
eint offenbar: dem

 M
ateriengesetzgeber), 

der die

Z
ugriffserm

ächtigung einräum
t. D

am
it w

ird den P
arteien der V

ereinbarung ein w
eiter

S
pielraum

 eingeräum
t. E

s erscheint nicht gesichert, dass den leistenden S
tellen in allen

F
ällen auch eine entsprechende A

bfrageberechtigung 
zukom

m
t. Z

ur V
erm

eidung dieser
P

roblem
atik sollte die F

estlegung der abfrageberechtigten S
tellen nicht in das E

rm
essen

des jew
eiligen M

ateriengesetzgebers 
gestellt w

erden.

4.5 
Z

u A
rt. 6 - Leistungsem

pfänger

In A
bs. 1 dieser B

estim
m

ung sollte ausdrücklich auf den in A
rt. 7 A

bs. 1 definierten
B

egriff der Leistung B
ezug genom

m
en w

erden. D
ie B

estim
m

ung sollte dem
nach lauten:

,,Leistungsem
pfänger (..) ist, w

er eine Leistung im
 S

inne des A
rt. 7 A

bs. 1 erhalten hat."

A
bs. 2 dieser B

estim
m

ung sieht * ebenso w
ie nach dem

 T
ransprarenzdatenbank-

gesetz - T
D

B
G

 - vor, dass G
ebietskörperschaften und G

em
eindeverbände nicht als

Leistungsem
pfänger gelten, so dass Leistungen an den B

und, die Länder und die G
e-
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m
einden (einschließ

lich G
em

eindeverbände) nicht erfasst w
erden. D

em
nach w

ürden
bspw

. B
undesförderungen an G

em
einden (S

portförderung, M
ittel für die S

iedlungs-
w

asserw
irtschaft), die keine T

ransfers nach F
inanzausgleichsgesetz 

- F
A

G
 darstellen,

nicht in die D
atenbank aufgenom

m
en und w

ären auch in den A
usw

ertungen nicht
enthalten. D

ies stünde insgesam
t einer um

fassenden A
ussagekraft dieser A

usw
eftungen

entgegen. D
as steuerungsrelevante 

P
roblem

 des ,,grauen F
inanzausgleichs" w

ürde dam
it

ausgeblendet.

Ü
berdies w

erden im
 B

ereich der E
U

-P
rogram

m
e (2.B

. ländliche E
ntw

icklung, S
chw

erpunkt
LE

A
D

E
R

) F
örderungen für G

em
eindeprojekte 

oder für N
aturschutzprojekte 

der Länder
gew

ähr1. G
efördert w

erden dabei auch G
esellschaften, die ganz oder teilw

eise im
 E

igen-
tum

 von Ländern, G
em

einden oder G
em

eindeverbänden 
stehen. D

ie betreffenden F
örde-

rungen w
ürden - ohne erkennbaren sachlichen G

rund für die D
ifferenzierung - nur

insow
eit in der T

ransparenzdatenbank aufscheinen, als sie R
echtsträgern gew

ährt w
erden,

die keine G
ebietskörperschaften 

sind.

A
us den genannten G

ründen w
äre einer B

estim
m

ung, w
onach bestim

m
te G

eldström
e aus

dem
 F

inanzausgleich und taxativ genannte w
eitere Z

ahlungen an G
ebietskörperschaften

nicht als Leistungen (im
 S

inne von A
rt. 7 des V

ereinbarungsentw
urfs) 

gelten, gegenüber

der vorgesehenen generellen A
usnahm

ebestim
m

ung für G
ebietskörperschaften als

Leistungsem
pfänger der V

orzug zu geben.

4.6 
Z

u A
rt. 12 - Leistungskategorisierung

D
iese B

estim
m

ung sieht vor, dass die P
arteien der A

rt. 15a-V
ereinbarung eine ein-

heitliche K
ategorisierung ihrer Leistungsangebote erstellen. D

er R
echnungshof w

eist
darauf hin, dass diese V

erpflichtung einen w
esentlichen K

ernpunkt darstellt, w
eil ohne

diesen K
atalog w

eder ein V
ergleich der Leistungen noch eine zielgerichtete A

bfrage zur
Ü

berprüfung m
öglich sind. E

ine effektive U
m

setzung der T
ransparenzdatenbank w

ird
daher erst gew

ährleistet, w
enn dieser K

atalog existierl. D
er R

echnungshof em
pfiehlt daher

den Ländern und dem
 B

und, die K
ategorisierung m

it N
achdruck zu betreiben.

4.7 
Z

u A
rt. 15 - D

atenquelten

N
ach A

bs. 6 dieser B
estim

m
ung ,,verpflichten die P

arteien die B
R

Z
 G

m
bH

, die gespeicher-

ten D
aten zu löschen, w

enn sie von der leistenden S
telle dazu aufgefbrdeft w

ird". D
ie

B
R

Z
 G

m
bH

 ist jedoch nicht V
ertragspartner 

des vorliegenden E
ntw

urfs. D
iese V

erpflich-
tung der B

R
Z

 G
m

bH
 m

üsste daher in einem
 (B

undes-)G
esetz oder einer vertraglichen

V
ereinbarung m

it der B
R

Z
 G

m
bH

 (S
ervice Level A

greem
ent) festgelegt w

erden. D
es

W
eiteren sollte die leistende S

telle dazu verpflichtet w
erden, G

ründe für die A
ufforderung

zur Löschung at nennen, zum
al die Löschung D

rr F
olge hat, dass die betroff'enen D

aten

den übrigen A
bfrageberechtigten 

nicht m
ehr zur V

erfügung stehen.
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4.8 
Z

u A
rt. 16 - Inhatt der M

itteilungen

D
er R

echnungshof bem
erkt positiv, dass in der T

ransparenzdatenbank und dam
it auch

von den leistenden S
tellen und in deren D

atenbanken/R
egistern das bereichsspezifische

P
ersonenkennzeichen 

(bP
K

) zur Identifikation der als Leistungsem
plänger erfassten

natürlichen P
ersonen zu verw

enden ist (A
rt. l0 des V

ereinbarungsentw
urfs). 

B
ei nicht

natürlichen P
ersonen verlangt der E

ntw
urf zusätzlich zur A

nführung der F
irm

enbuch-
num

m
er, V

ereinsregisterzahl, etc. die K
ennziffer des U

nternehm
ensregisters. D

adurch

w
ird die E

inheitlichkeit der S
chreibw

eisen von N
am

en und A
dressen gew

ährleistet, da bei
der E

rzeugung des bP
K

 ein A
bgleich m

it dem
 Z

entralen M
elderegister bzw

. dem
 E

rgän-
zungsregister für natürliche P

ersonen bzw
. dem

 U
nternehm

ensregister erfolgt (siehe das
E

-G
overnm

ent-G
esetz - E

-G
ovG

).

4,9 
Z

u A
rt. 18 - T

ransparenzportalabfrage

D
ie N

utzung des T
ransparenzportals soll ausschließ

lich elektronisch unter V
erw

endung
einer qualifizierten S

ignatur m
ittels B

ürgerkarte oder H
andy-S

ignatur erfolgen. N
ur

für die ersten fünf A
bfragen soll der E

instieg m
ittels der für das F

inanzO
nline-V

erfahren
ausgestellten Z

ugangskennung m
öglich sein.

D
a die B

ürgerkartenfunktion von den B
ürgern nur eingeschränkt genutzt w

ird bzw
.

m
angels technischer V

oraussetzungen beim
 einzelnen B

ürger benutzbar ist, erscheint
fraglich, ob tatsächlich Leistungsabfragen durch die Leistungsem

pfänger erfolgen w
erden.

D
er R

echnungshof em
pfiehlt, zum

indest für einen Ü
bergangszeitraum

 alternative M
ög-

lichkeiten des Z
ugangs - etw

a m
ittels Link von F

inanz0nline aus - vorzusehen.

D
ie R

echnungshof w
eist darauf hin, dass diese hohe technische Z

ugangshürde als eine
der H

auptursachen für die geringe N
utzung des P

ensionskontos in Ö
sterreich (siehe den

B
ericht des R

echnungshofes ,,E
inführung 

des P
ensionskontos", R

eihe B
und 20I1lB

,
T

Z
 14.2) und auch in D

eutschland (B
undesrechnungshof, B

em
erkungen 2O

IO
 zur

H
aushalts- und W

irtschaftsführung des B
undes, S

. 140, T
Z

 16.2) festgestellt w
urde.

D
es W

eiteren fehlt eine ausdrückliche R
egelung, w

ie P
ersonen ohne Z

ugang zu E
D

V
 oder

Internet einen D
atenauszug erhalten können. G

em
äß

 A
t1. 1B

 A
bs. 5 des V

ereinbarungs-
entw

urfs soll näm
lich selbst das V

ertretungsrecht 
eines A

nw
alts oder N

otars nicht zum
E

rhalt der Leseberechtigung für die D
aten des V

ollm
achtgebers 

ausreichen. D
ieser M

angel
w

ird sich besonders bei den oftm
als auf S

ozialleistungen angew
iesenen P

ersonen m
it

M
igrationshintergrund 

oder älteren P
ersonen bem

erkbar m
achen.

G
em

äll A
rt. 1B

 A
bs. 6 des V

ereinbarungsentw
urfs 

hat auch die abfrageberechtigte S
telle

die betreffende P
erson eindeutig elektronisch zu identifizieren. D

ies kann jedoch nicht
über die B

ürgerkarte des - nicht anw
esenden - betroffènen Leistungsem

pfängers erfolgen.
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E
s sollte klargestellt w

erden, dass diese Identifikation über das der abfrageberechtigten
S

telle bekannte bereichsspezifische P
ersonenkennzeichen 

zu erfolgen hat.

U
nklar bleibt, w

elchen zeitlichen R
ahm

en die A
bfrage um

fasst. D
abei m

üsste je nach A
rt

der em
pfangenen Leistung differenziert w

erden. B
eispielsw

eise m
üsste das E

inkom
m

en

auf das letzte (allenfalls auch m
ehrere) Jahre eingeschränkt w

erden. D
agegen könnten

F
örderungen für spezielle G

egebenheiten zeitlich uneingeschränkt gespeichert und ab-
gerufen w

erden. E
s em

pfiehlt sich daher, die zeitliche K
om

ponente unter B
erücksichti-

gung des Z
w

ecks der A
bfragen genauer zu untersuchen und diesbezügliche R

egelungen

in die V
ereinbarung aufzunehm

en.

4,70 Z
u A

rt. 19 - A
uszug aus der

T
ran sparenzpo rta [a bf rage

N
ach A

rt. 19 des V
ereinbarungsentw

urfs 
und den diesbezüglichen E

rläuterungen dient

der A
uszug aus der T

ransparenzdatenbank, der vom
 Leistungsem

pfánger erstellt w
erden

kann, als N
achw

eis des E
rhalts oder N

ichterhalts einer bestim
m

ten Leistung, dies insbe-

sondere vor B
ehörden. E

s bleibt jedoch unklar, ob der N
achw

eis auch w
eiterhin in

anderer W
eise erbracht w

erden kann, d.h. ob die leistende S
telle auch zur A

usstellung

von A
m

tsbestätigungen 
etc. zuständig ist. D

ies insbesondere im
 H

inblick darauf, dass der
A

uszug aus der T
ransparenzdatenbank den B

esitz einer B
ürgerkarte voraussetzt. E

s w
äre

auch zu prüfen, ob nicht auch der S
telle, w

elcher der N
achw

eis vorzulegen ist, selbst eine
A

bfrageberechtigung 
eingeräum

t w
erden sollte.

4,77 Z
u A

rt. 20 - A
usw

ertungen

D
iese B

estim
m

ung sieht vor, dass eine Landesregierung A
ufträge zu A

usw
ertungen 

gegen

K
ostenersatz an die B

R
Z

 G
m

bH
 erteilen kann. N

ach A
nsicht des R

echnungshofes 
fehlt es

an einem
 ausreichenden A

nreiz für die Länder, solche - kostenpflichtigen - A
usw

ertun-
gen zu Z

w
ecken einer G

ebietskörperschaften übergreifenden V
erw

altungsreform
 ein-

zusetzen.

N
ach den E

rläuterungen sollen sich G
em

einden, die A
usw

ertungen benötigen, an die

B
undes- oder Landesregierung w

enden. Im
 V

ereinbam
ngsentw

urf finden sich jedoch

keine R
egelungen über die dabei einzuhaltende V

organgsw
eise.

D
a der B

egriff ,,A
bschluss der A

usw
ertung" nicht näher definiert w

ird, bleibt überdies
unklar, w

ann die D
aten zu löschen sind.

4.12 Z
u A

rt. 21 - D
atenklärungsstelle

D
iese B

estim
m

ung regelt in A
bs. 2, w

ie der betroffene Leistungsem
pfänger die R

ichtig-
stellung der gespeicherten D

aten erw
irken kann. E

s fehlt jedoch eine ausdrückliche
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R
egelung, w

ie m
it diesbezüglichen A

nbringen zu verfahren ist, die nicht an die D
aten-

klärungsstelle, sondern an die leistende S
telle gerichtet w

erden.

H
insichtlich allgem

einer A
nfragen und A

nbringen zur A
uslegung der V

ereinbarung sieht
A

bs. 1 eine E
rledigung durch die D

atenklärungsstelle vor. D
ie E

rläuterungen führen aus,
dass dam

it eine einheitliche R
echtsanw

endung erreicht w
erden soll. U

m
 diese einheitliche

R
echtsanw

endung zu erreichen, m
üsste die E

rledigung bzw
. A

uslegung der D
aten-

klärungsstelle für die P
arteien der V

ereinbarung verbindlich sein. D
iesbezüglich fehlt

jedoch eine entsprechende A
nordnung im

 V
ereinbarungsentw

urf.

4.73 Z
u A

rt. 24 - U
m

setzungszeitpunkt

D
ie E

rläuterungen enthalten A
usführungen zu einem

 im
 E

ntw
urf nicht enthaltenen

A
bs. 6, der für langfristige, bereits laufende V

erträge A
usnahm

en von der D
atenüber-

m
ittlung vorsehen w

ürde. E
ine derartige A

usnahm
ebestim

m
ung hätte zur F

olge, dass die
V

ollständigkeit der abgefragten D
aten nicht gew

ährleistet ist, und ist daher abzulehnen.
D

ie - offenbar irrtüm
lich - in die E

rläuterungen aufgenom
m

enen diesbezüglichen
A

usführungen w
ären zu streichen.

4.14 Z
u A

rt. 27 - K
ündigung

N
ach dieser B

estim
m

ung kann die V
ereinbarung von jeder P

artei zum
 Jahresende m

it
einer sechsm

onatigen F
rist gekündigt w

erden. D
er R

echnungshof w
eist darauf hin, dass

ein A
usscheiden einer P

artei (eines Landes) zur U
nvollständigkeit der T

ransparenzdaten-
bank führt und die A

nw
endbarkeit der gesam

ten V
ereinbarung in F

rage stellt. D
ie

K
ündigungsm

öglichkeit sollte daher auf im
 E

inzelnen aufgezählte, besonders beruck-
sichtigungsw

ürdige G
ninde eingeschränkt w

erden.

5. 
Z

U
R

 D
A

R
S

T
E

LLU
N

G
 D

E
R

 F
IN

A
N

Z
IE

LLE
N

A
U

S
W

IR
K

U
N

G
E

N
 U

N
D

 Z
U

R
 K

O
S

T
E

N
T

R
A

G
U

N
G

5.7
Z

ur D
arstettung der finanziellen A

usw
irkungen

D
ie E

rläuterungen enthalten keinerlei A
ngaben zu den finanziellen A

usw
irkungen der

geplanten V
ereinbarung.

In die E
rläuterungen w

ären A
ngaben über die voraussichtlichen K

osten der B
eteiligung

der B
undesländer an der T

ransparenzdatenbank, und zw
ar hinsichtlich der Investitionen

und des laufenden B
etriebes, aufzunehm

en gew
esen. Insbesondere w

äre darzustellen
gew

esen, w
elche (zusätzlichen) K

osten durch die technische E
inbeziehung der D

aten von
Ländern und G

em
einden in die T

ransparenzdatenbank zu erw
arten sind (S

chnittstellen,

B
etrieb, W

artung). Ü
berdies w

äre eine D
arstellung der K

osten, die bei den G
ebietskörper-

12/SN-307/ME XXIV. GP - Stellungnahme zu Entwurf (elektr. übermittelte Version)18 von 19

Dieses Dokument wurde mittels e-Mail vom Verfasser zu Verfügung gestellt. Für die Richtigkeit
 und Vollständigkeit des Inhaltes wird von der Parlamentsdirektion keine Haftung übernommen.



G
Z

 302.252 / 001,-5 A
4 / 11,

S
eite 19 / 

19

schaften im
 Z

uge der K
ategorisierung der zu erfassenden Leistungen anfallen w

erden,

erforderlich gew
esen.

Insgesam
t bestehen gegen den gegenständlichen E

ntw
urf aus S

icht der R
echnungs- und

G
ebarungskontrolle erhebliche B

edenken, zum
al in den E

rläuterungen w
eder K

osten-
noch N

utzenberechnungen angestellt w
erden.

A
nzum

erken ist des W
eiteren, dass die divergierenden R

egelungen im
 T

D
B

G
 und im

vorliegenden V
ereinbarungsentw

urf 
zu M

ehrkosten bei der D
atenerfassung führen

können, die bei E
rlassung inhaltlich übereinstim

m
ender V

orschriften verm
eidbar w

ären.

D
ies betrifft insbesondere den unterschiedlichen Leistungs- und F

örderungsbegriff 
sow

ie

die unterschiedlichen Z
eitpläne zur R

ealisierung der T
ransparenzdatenbank. Letztere

könnten dazu führen, dass im
 B

undesbereich 
ab dem

 Jahr 2011 erbrachte Leistungen
erfasst w

erden, obw
ohl nach der vorgeschlagenen 

V
ereinbarung eine um

fassende

A
bfragem

öglichkeit über das T
ransparenzportal fnihestens ab dem

 1. Jänner 2017
bestehen w

ird.

D
ie E

rläuterungen entsprechen nicht S
 14 B

H
G

 und den hiezu ergangenen R
ichtlinien 

des

B
undesm

inisters für F
inanzen, B

G
B

I. II N
r. 50/1999 i.d.g.F

.

5.2
Z

ur K
ostentragung

^rt. 23 des V
ereinbarungsentw

urfs 
verschiebt die R

egelung der K
ostentragung auf den

F
inanzausgleich. D

am
it ist die notw

endige T
ransparenz hinsichtlich der K

ostentragung
nicht gew

ährleistet.

S
elbst w

enn die R
egelung der (endgültigen) K

ostentragung dem
 F

inanzausgleich vor-
behalten bleiben soll, w

äre in der V
ereinbarung zum

indest zu regeln, w
elcher R

echts-

träger w
elche K

osten des V
orhabens vorläufig - bis zur endgültigen K

lärung der
F

inanzierungsfrage - zu bestreiten hat, dam
it keine V

erzögerung des P
rojektes w

egen

m
angelnder K

lärung der K
ostentragung eintritt.

M
it freundlichen G

rüß
en

D
er P

räsident:
D

r. Josef M
oser1-.. ii

tl,{
t.i/ 

---1
F

.d.R
.d.A

.:

12/SN-307/ME XXIV. GP - Stellungnahme zu Entwurf (elektr. übermittelte Version) 19 von 19

Dieses Dokument wurde mittels e-Mail vom Verfasser zu Verfügung gestellt. Für die Richtigkeit
 und Vollständigkeit des Inhaltes wird von der Parlamentsdirektion keine Haftung übernommen.




